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Umgang mit Verdachtsfällen auf
sexuelle Gewalt
Was muss der Frauenarzt wissen und wie
sollte er handeln?

Angesichts der hohen Prävalenz
von sexueller Gewalt sollten auch
klinisch-kurativ ausgerichtete Gy-
näkologen über entsprechend
profunde Kenntnisse der „Gewalt-
medizin“ verfügen, die für die
Betroffenen von herausragender
bis lebensrettender Bedeutung
sein können. Informationen über
verschiedene Zugangswege, foren-
sische Fragestellungen sowie die
gerichtsfeste Dokumentation und
Spurensicherung bieten insofern
eine hilfreicheOrientierung.

Hintergründe und Prävalenz

DieWeltgesundheitsorganisation(WHO)
beschreibt Gewalt als einen weltweit er-
heblichen und häufigen Risikofaktor für
die Gesundheit von Frauen [1]. Nach
aktueller Studienlage ist in Deutsch-
land mehr als ein Fünftel der Frauen
von körperlicher und/oder sexueller Ge-
walt durch ihren Partner oder Expartner
betroffen: So hat jede fünfte Frau körper-
liche Gewalt und jede 12. Frau sexuelle
Gewalt in Partnerschaften erlebt. Von ei-
ner Vergewaltigung sei im EU-Vergleich
jede 20. Frau betroffen [2].

Für eine einheitliche ärztliche Ver-
sorgung bei Verdacht auf Gewalt haben
sich seit einigen Jahren regionale Netz-
werke oder Gewaltambulanzen etabliert,
die eine standardisierte, gerichtsfeste
und bei Bedarf niederschwellige pro-
fessionelle Befunddokumentation und
Spurensicherung zum Ziel haben. So
bietet beispielsweise das „Netzwerk Pro-
Beweis“ Betroffenen von häuslicher und/

oder sexueller Gewalt flächendeckend
in Niedersachsen eine verfahrensunab-
hängige, kostenlose Dokumentation und
Spurensicherung [3]. Eine ausführliche
Auflistung aller eingebundenen Unter-
suchungsstellen und Kliniken findet sich
unter Einbindung eines Routenplaners
auf der entsprechenden Netzwerk-Pro-
Beweis-Homepage unter https://www.
probeweis.de/de/partnerkliniken. In
Hessen sorgt das Verbundmodell „Me-
dizinische Akutversorgung nach Ver-
gewaltigung“ für eine Standardisierung
[4]. Eine Auflistung von rechtsmedizi-
nischen Untersuchungsstellen befindet
sichmomentan in Bearbeitung und wird
in Kürze über die Homepage der Deut-
schen Gesellschaft für Rechtsmedizin
(DGRM) unter https://www.dgrm.de/
untersuchungsstellen/ abrufbar sein.

Zugang, Grundsätze und
Prozedere

ImUmgang mit Patientinnen nach sexu-
eller Gewalt geht es vornehmlich darum,
durch die Untersuchung und Spurensi-
cherung die Beweismöglichkeiten zu er-
halten und im Bedarfsfall gerichtsfeste
Spuren, Belege und ggf. Auswertungen
zu sichern. Dies gilt unabhängig davon,
obPatientinnenniederschwellig auseige-
nem Antrieb und persönlicher Entschei-
dung oder nach erfolgter Strafanzeige be-
gleitet von der Polizei bzw. im staatsan-
waltschaftlichenAuftrag untersucht wer-
den.

Umgangmit der Polizei

Erfolgt der Auftrag zur Untersuchung
durch die Polizei, sollte je nach regio-
naler Verfügbarkeit die Rechtsmedizin
allein oder in Kooperation mit der Gy-
näkologie hinzugezogen bzw. beauftragt
werden. Dabei ist zu beachten, dass bei
Einwilligung der Patientin alle Befunde
und Spuren weitergegeben werden und
zur Gerichtsakte gelangen. Die Patien-
tin kann jedoch aus „persönlichenGrün-
den“, z.B. bei verwandtschaftlichemoder
verschwägertem Verhältnis zum eventu-
ellen Täter, die Untersuchung und Aus-
sage gemäß § 52 StPO (Strafprozessord-
nung) verweigern.

Niederschwelliger Zugang

Kommen die Patienten aus persönlicher
Entscheidung, besteht gemäß § 203 StGB
(Strafgesetzbuch)grundsätzlichärztliche
Schweigepflicht. Hier gilt das informa-
tionelle Selbstbestimmungsrecht, sodass
sich für die behandelndenÄrzte auch bei
schweren und lebensbedrohlichen Ver-
letzungen bei einem bewusstseinsklaren
Patienten keine Anzeigepflicht gemäß
§§ 138/139 StGB ergibt. Dennoch sollten
über die Möglichkeit einer Strafanzeige
gesprochen werden und auf die Gefahr
einerWiederholung und sich steigernder
Gewalt hingewiesen werden.

Untersuchung Minderjähriger
und Umgangmit Eltern

„Minderjährige können allein in medi-
zinische Behandlungsmaßnahmen ein-
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willigen, wenn sie die erforderliche Ein-
sichtsfähigkeit besitzen“ [5]. Dies ist von
den jeweilig behandelnden Ärzten im
Einzelfall zu prüfen und zu dokumen-
tieren. Insofern kann auch eine (ver-
trauliche) Spurensicherung und Doku-
mentation bei Jugendlichen bzw. Min-
derjährigen von den Grundrechten auf
körperliche Unversehrtheit und Selbst-
bestimmung umfasst sein. Selbstbestim-
mungsfähige Minderjährige können so-
mitprinzipiellauchohneInformationder
Sorgeberechtigten entscheiden. In Aus-
nahmefällen kann sich daraus ein Span-
nungsfeld zwischenErziehungsrechtund
Selbstbestimmungsrecht ergeben.

Bei Kindeswohlgefährdungen sind
die Regelungen des seit Januar 2012
geltenden Bundeskinderschutzgesetzes
(BKiSchG) anzuwenden. Dort werden
nach § 4 KKG (Gesetz zur Kooperation
und Information im Kinderschutz) in
einem dreistufigen Verfahren für die Be-
rufsgeheimnisträger der Schutzauftrag
und das Vorgehen zur Informations-
weitergabe an das Jugendamt, d.h. die
Mitteilungsbefugnisgeregelt. ImWesent-
lichen soll bei Verdacht auf Missbrauch,
soweit sich dadurch nicht die Gefahr
des Kindes erhöht, zunächst die Situa-
tion mit dem Kind/Jugendlichen und
den Personenberechtigten erörtert, das
Problem gelöst und – soweit erforderlich
– auf Hilfen verwiesen werden. Weiter-
hin besteht Anspruch auf Fachberatung.
Erweisen sich diese Maßnahmen als
erfolglos, kann schließlich das Jugend-
amt informiert werden (Befugnisnorm),
wobei die Eltern darauf hinzuweisen
sind.

Bei selbstbestimmtenMinderjährigen
ist wiederum sorgfältig zu prüfen, inwie-
weit ein Einbezug der Eltern und/oder
des Jugendamtes durchgeführt werden
sollte.

Eine Informationsweitergabe auf
Grundlage des rechtfertigender Not-
standes (§ 34 StGB) im strafrechtlichen
Sinne bleibt hiervon unberührt.

Medizinischer
Untersuchungsgang

Die „Ersthilfe reagiert gleichzeitig auf
emotionale und praktische Bedürfnisse“
und umfasst neben dem „Zuhören, Be-

dürfnisse und Sorgen erfragen, Bestäti-
gen, Sicherheit erhöhen“, auch das „Un-
terstützen“ [6].

» Zu achten ist auf
Diskrepanzen zwischen
anamnestischen Angaben und
Verletzungsbild

Insbesondere ist zu beachten, dass Pati-
entinnen nach erlittener Gewalt häufig
aus Scham nicht sofort bzw. unaufgefor-
dert dieVorgeschichte berichtenoder so-
gar zunächst falsche (Unfall-)Hergänge
berichten, sodass auf Diskrepanzen zwi-
schen anamnestisch angegebener Vor-
geschichte und Verletzungsbild beson-
dersgeachtetunddiePatientinnendarauf
vorsichtig angesprochen werden sollten.
Suggestivfragen sind zu vermeiden, und
geschilderte Abläufe sind im Wortlaut
in Anführungszeichen zu dokumentie-
ren [7].

Nach der Anamnese umfasst der Un-
tersuchungsgang die Befunderhebung
und Spurensicherung und schließlich
die Dokumentation.

Die Symptome nach erlittener Gewalt
stellen sich häufig vielfältig dar. Neben
psychischen Folgen sind insbesondere
körperliche und anogenitale Verletzun-
gen, der Einfluss von bewusstseinstrü-
benden Substanzen, sexuell übertragbare
Erkrankungen sowie eine Schwanger-
schaft abzuklären. Grundsätzlich sollte
zeitnah untersucht werden, da Gewalt-
spuren, etwa Hämatome, verblassen
und Verletzungen verheilen können.
Bei sexueller Gewalt ist sogar nur ein
Zeitfenster von 3 Tagen sinnvoll, denn
danach erlischt die intravaginale Nach-
weisbarkeit vonSpermien.Nacherfolgter
Aufklärung und Einwilligung durch die
Patientin ist prinzipiell eineGanzkörper-
untersuchung einschließlich „Befund-
dokumentation und Spurensicherung“
unter Einbeziehung verdeckter Körper-
regionen und eine Anogenitalinspektion
anzustreben und nach allgemein an-
erkanntem fachlichen Standard durch-
zuführen [7]. Die Untersuchung sollte
durch erfahrene bzw. speziell geschulte
Ärzte durchgeführt bzw. supervidiert
werden. Eine gleichgeschlechtliche Un-

tersuchungssituation ist anzustreben.
Aufgrund der Anforderungen an eine
Gerichtsfestigkeit der Dokumentation
und Spurensicherung ist je nach regio-
nalen Gegebenheiten die Untersuchung
in einer bzw. die Überweisung zu einer
spezialisierten Gewaltambulanz zu favo-
risieren. Hilfsweise ist die Verwendung
von Spurensicherungssets anzustreben.

Für Kinder sind spezielle Untersu-
chungstechniken anzuwenden, und de-
taillierte Kenntnisse zu Normvarianten,
Differenzialdiagnosen undHeilungspro-
zessen sind erforderlich. Zu fordern ist
somit die Untersuchung nur durch be-
sonders erfahrene und in diesemBereich
weitergebildete Spezialisten [8].

Befunddokumentation

Die Befunddokumentation sollte stan-
dardisiert schriftlich, zusätzlich optisch
in Dokumentationsbögen und ergänzt
durch fotografische Aufnahmen (Über-
sicht und Detail) erfolgen. Muster von
Dokumentationsbögen können u. a. über
die jeweiligen Ärztekammern, das Netz-
werk ProBeweis oder den Link www.
soforthilfe-nach-vergewaltigung.de be-
zogen werden [3, 4].

Nach rechtsmedizinischer Erfahrung
sind schwere (Anogenital-)Verletzungen
selbst bei gewaltsamer Penetration eher
selten. Im Zusammenhang mit der Re-
form des Sexualstrafrechts (§ 177 „Sexu-
eller Übergriff, sexuelle Nötigung, Ver-
gewaltigung“) Ende 2016 sind insofern
noch höhere Anforderungen an die Be-
weisbarkeit geknüpft, sodass auch dis-
kreten extragenitalen Befunden, wie z.B.
Widerlagerverletzungen, kleinstenGriff-
spuren etc., große Bedeutung zur Verifi-
zierung eines Sachverhaltes zukommen
kann. Auch sogenannte Negativbefunde,
d.h. das Fehlen von Verletzungen, sollte
dokumentiert werden.

Spurensicherung

Die Spurensicherung kann Körperflüs-
sigkeiten wie Blut und Urin sowie Klei-
dung, Abstriche aus den Körperhöhlen
und Körperabriebe, Fingernagelüber-
stände etc. umfassen. Zur Standardi-
sierung und Erhöhung der Beweiskraft
sind für die molekularbiologische Spu-
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rensicherung spezielle, quasi DNA-freie
Spurenträger zu verwenden. Alle ent-
nommenen Spuren sind zunächst genau
mitDatumundEntnahmelokalisation zu
beschriften und ohne Fixierungen oder
Färbungen fachgerecht zu asservieren.

Schweigepflicht vs. Anzeige-
pflicht

Eine Anzeigepflicht ergibt sich gemäß
§ 138 StGB nur bei „geplanten schweren
Straftaten“.NachVergewaltigungoder se-
xuellemMissbrauch sind Ärzte hingegen
gemäß § 203 StGB prinzipiell schwei-
gepflichtig. In seltenen Fallkonstellatio-
nen kann sich für die Ärzte ein Dilem-
ma zwischen Schweigepflicht und Für-
sorge ergeben. Hier sollte „bei anerkann-
tem Rechtfertigungsgrund“ im Einzelfall
eine „Rechtsgüterabwägung“ nach § 34
StGB (rechtfertigenderNotstand) durch-
geführt werden. Vorstellbar sind hierbei
Konstellationen, indenenGefahr fürLeib
und Leben der Patienten höher wiegt als
die Einhaltung der Schweigepflicht. Ins-
besondere beiKindern kanndie ärztliche
Garantenstellung eine Offenbarungsbe-
fugnis nach § 34 StGB bedingen. Bei
zweifelhaften Fällen, die jeweils einzel-
fallabhängig entschieden werden müs-
sen, empfiehlt sich z.B. dieHinzuziehung
der Justitiare der jeweiligen Landesärz-
tekammern.

» In seltenen Konstellationen
kann sich ein Dilemma zwischen
Schweigepflicht und Fürsorge
ergeben

Die ärztliche Mitteilungspflicht nach
Misshandlung und sexueller Gewalt ge-
genüber Krankenkassen nach § 294a
SGB V (Sozialgesetzbuch) ist seit April
2017 und für Kinder bereits seit August
2013 ausgesetzt.

Nachversorgung und
Intervention

Neben der Erstversorgung von Ver-
letzungen liegen Untersuchungen und
therapeutische Maßnahmen im Ermes-
sen der jeweilig behandelnden Ärzte

und richten sich nach dem Einzelfall.
Zur Beurteilung von Infektionen bzw.
einer Infektionsfreiheit insbesondere im
Hinblick auf HIV (humanes Immunde-
fizienzvirus), Hepatitis B und C sowie
ggf. Syphilis zum Zeitpunkt der sexu-
ellen Gewalt wäre eine Blutprobe zum
serologischen Erfassen des sog. Null-
Status empfehlenswert. Als weitere Erst-
maßnahmen kommen ein Screening auf
eventuell übertragbare sexuelle Erkran-
kungen (z.B. Gonorrhö, Syphilis, Chla-
mydien, Trichomonas vaginalis, humane
Papillomviren [HPV], Hepatitis A–E,
Herpes simplex, HIV), eine Antibiose,
eine Impfung bzw. Immunisierung gegen
Hepatitis B, eine Postexpositionsprophy-
laxe, die Verordnung der Pille danach,
Kontrolluntersuchungen etc. in Betracht
und sollten individuell besprochen und
durchgeführt werden. Die Patientinnen
sind dabei auch über eventuell entste-
hende Kosten aufzuklären.

Für weitergehende psychosoziale
Hilfsangebote ist jeweils eineVernetzung
mit den regionalen Hilfeeinrichtungen
anzustreben.

Bei Kindern und Jugendlichen kön-
nen sich nach den Voraussetzungen des
§ 4KKGVerpflichtungenundBefugnisse
zurEinbeziehungdes Jugendamtes sowie
andererAkteure imHilfesystem,wie z.B.
der Fachberatungsstellen, ergeben.

Fazit für die Praxis

4 Bei Verdacht auf sexuelle Gewalt
steht die Sicherung von Beweisen im
Vordergrund– unabhängig davon, ob
die Untersuchung durch die Polizei
oder die Patienten beauftragt wird.

4 Zur Standardisierung sind speziali-
sierte Dokumentationsbögen und
Spurensicherungssets zu verwenden.

4 Verfahrensunabhängige Beweissi-
cherungen werden in regionalen
Gewaltambulanzen vorgehalten.

4 Im Anschluss an die Beweissicherung
ist über psychosoziale Hilfsangebote
zu beraten.

4 Eine generelle Anzeigepflicht nach
Vergewaltigungoder sexuellemMiss-
brauch besteht nicht; im Einzelfall
kann eine Rechtsgüterabwägung
eine Offenbarungsbefugnis ermögli-
chen.
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